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Wir, als Frauen aus Kurdistan, erheben unsere Stimme, um aus 
unserer Perspektive die strukturellen Ungleichheiten, denen Mig-
rant:innen in der Schweiz ausgesetzt sind, sowie die unmensch-
lichen Praktiken, Diskriminierung und Unsicherheit in den Rück-
führungslagern sichtbar zu machen. 

Wir wissen, dass das, was geschieht, kein Zufall ist. Solange Krie-
ge, Krisen und das System der Ausbeutung andauern, werden 
auch Zwangsmigration, Vertreibung und das Leben als Geflüch-
tete weiterbestehen. 

Deshalb ist Solidarität keine Option, sondern eine Notwendigkeit. 
Solidarität verstärkt die Stimmen, die zum Schweigen gebracht 
werden sollen; sie macht die Leben sichtbar, die unsichtbar ge-
macht wurden.

Kinder und Babys
«Kinder haben ein Recht auf einen angemessenen Lebens-
standard, Gesundheit, Bildung und Schutz.»

Jugendliche
«Über Nacht verlieren sie alles – ihre Ausbildung, ihre 
Freunde, ihr Leben.»

Gesundheit
«Migrant:innen sind nicht ‚krank‘; Migration ist keine 
Krankheit, sondern eine politische Realität.»

Geschichten
Dilan: «Wir wurden von Ort zu Ort getrieben — nicht mit 
gepackten Koffern, sondern mit unserem Leben, das in 
schwarze Plastiktüten gezwängt wurde.»

Yasemin: «Ich bin nicht nur als Geflüchtete hier, sondern 
als erschöpfte alleinerziehende Mutter.» 

Ceren: «Meine Geschichte ist kein Einzelfall. Sie spiegelt 
die Realität einer Gemeinschaft wider, die durch ihre Iden-
tität immer wieder neu positioniert wird.»

Forderungen

SEM (Staatssekretariat für Migration) 
Seit 2024 lehnt das SEM vermehrt Asylgesuche aus der 
Türkei ab. Weil gewisse Beweise gefälscht waren, sollen 
nun alle gefälscht sein. 

Lagerverwaltung ORS 
«Das Lager ist kein Ort der Unterbringung mehr, sondern 
ein Zentrum der Unterdrückung, der Drohungen und der 
psychischen Zermürbung.» 

Frauen
«Dieser Kampf ist mehr als nur eine persönliche Klage; er 
ist der universelle Widerstand von geflüchteten Frauen, die 
ihre Wurzeln mit eigenen Händen durchtrennen und nach 
einem neuen Himmel suchen.»

Queere Menschen
«Ein System, das Menschen zwingt, um ihre eigene Identi-
tät zu kämpfen, ist ein System, das versagt.»
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Die Schweizer Asylpolitik verkauft sich mit Begriffen wie «hu-
manitärer Hilfe» und «Demokratie», doch dahinter steckt eine 
düstere Realität für all jene, die in die Zahnräder dieses Asylsys-
tems geraten. In den letzten Jahren haben sich die vom Staats-
sekretariat für Migration (SEM) durchgeführten Asylverfahren zu 
einem systematischen Mechanismus der Einschüchterung und 
Abschreckung entwickelt. Während Tausende Migrant:innen in 
der Schweiz auf ihren Asylentscheid warten, werden sie zu einem 
Leben in Ungewissheit und Unsicherheit verdammt. Sie werden 
in Unterkünften unter menschenunwürdigen Bedingungen fest-
gehalten und nach einem Negativ-Entscheid in Rückkehrzentren 
oder in Administrativhaft gesteckt. Wenn nach monatelangen, ja 
sogar jahrelangen Verfahren das Asylgesuch abgewiesen wird, 
verursacht dies für die Betroffenen irreparable psychologische, 
soziale und wirtschaftliche Schäden. Statt die Asylgesuche 
individuell und fair zu prüfen, trifft das SEM oft standardisierte 
und automatisierte Ablehnungsentscheide. Damit hat das SEM 
eine Praxis entwickelt, die das Recht auf ein Leben in Sicherheit 
und grundlegende Menschenrechte systematisch missachtet. 
Um die Entscheide umzusetzen, arbeitet das SEM eng mit den 
kantonalen Migrationsbehörden und Asylkoordinationsstellen 
zusammen. Dadurch wird eine geschlossene und intransparente 
Struktur geschaffen, in der Verantwortungen umhergeschoben 
und Unrechtmässigkeiten vertuscht werden. In den sogenannten 
kantonalen Rückkehrzentren werden abgewiesene Asylsuchende 
über lange Zeit festgehalten und unmenschlicher, erniedrigender 
und repressiver Behandlung ausgesetzt. Diese Praktiken sind 
kein Verwaltungsprozess, sondern ein institutionelles System der 
Gewalt, das auf die Verletzung der Menschenwürde abzielt. Die 
Kluft zwischen dem Image der Schweiz als «Bastion humanitä-
rer Werte» auf internationaler Ebene und den Praktiken vor Ort 
weitet sich von Tag zu Tag aus. Derweil macht die rechtspopulis-
tischen SVP Geflüchtete mit Kampagnen wie der «10-Millionen-
Schweiz» zur Zielscheibe und schürt mit rassistischer Rhetorik 
Hass und Diskriminierung in der Gesellschaft.

Die Kombination aus diesem politischen Klima und den be-
hördlichen Praktiken führt zu einem vielschichtigen System der 
Unterdrückung und Ausgrenzung von Migrant:innen. Die Ab-
schottungspolitik des SEM und seiner Mittäter ist inakzeptabel. 
Diese unmenschliche Praxis muss sofort beendet werden. Die 
ausgrenzenden Asylpolitiken verstossen eindeutig gegen die 
völkerrechtlichen Verpflichtungen, denen die Schweiz unterstellt 
ist. Insbesondere die Genfer Flüchtlingskonvention und die UNO-
Kinderrechtskonvention werden systematisch missachtet. Der 
Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit wird von den Migrationsbehör-
den faktisch ausser Kraft gesetzt und grundlegende Menschen-
rechte ignoriert. Auch in der Justiz ist keine Unabhängigkeit mehr 
gewährleistet: Richter:innen der SVP, die für ihre migrations-
feindliche und rechtsextreme Politik bekannt ist, schwächen die 
Unparteilichkeit der Justiz, einschliesslich des Schweizerischen 
Bundesgerichts. Der Grundsatz eines fairen Verfahrens rückt in 
die Ferne, während ein System gestärkt wird, das durch politi-
schen Druck gestaltet wird. 

Seit 2024 lehnt das SEM vermehrt Asylgesuche aus der Türkei ab. 
Weil gewisse Beweise gefälscht waren, sollen nun alle gefälscht 
sein. Auf individuelle Prüfung der Beweise wird verzichtet — mit 
verheerenden Folgen für die Betroffenen. Die kantonalen Behör-
den setzen die Asylentscheide unter enormer Gewaltanwendung 
durch und schieben die Schutzsuchenden in den türkischen Un-
rechtsstaat ab. Die Ausschaffungen enden teils direkt im türki-
schen Gefängnis. All dies erschüttert den Anspruch der Schweiz 
auf Rechtsstaatlichkeit in ihren Grundfesten.

Das Recht auf Asyl ist kein Privileg, sondern ein durch das Völker-
recht garantiertes Menschenrecht. Die systematische Missach-
tung dieses Rechts richtet sich nicht nur gegen Migrant:innen, 
sondern gegen das Recht selbst. Wir werden nicht zulassen, dass 
dieses System uns unterdrückt, unserer Identität beraubt und 
uns einschüchtert. Wir werden weiterkämpfen, bis unsere Grund-
rechte gesichert sind. Das ist keine blosse Forderung, sondern 
Widerstand ums Überleben.

— Bahar, Ceren, Dilan, Sara, Yasemin 

Staatssekretariat für  
Migration (SEM)
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Wir, die als Geflüchtete in der Schweiz gezwungen sind, in einem 
Lager zu leben, erklären hiermit, dass wir nicht länger schweigen 
werden. 

Die Zustände, denen wir durch die ORS Service AG, die das Lager 
verwaltet, und einige ihrer Mitarbeiter ausgesetzt sind, gehen 
weit über Misswirtschaft hinaus. Sie verletzen unsere Menschen-
rechte, setzen uns systematischem Druck aus und greifen unsere 
Würde an. Rechte, die uns der Staat zugesprochen hat, werden 
uns verweigert oder auf niedrigstem Niveau wie eine Gnade ge-
währt — dabei sind diese Rechte unbestreitbar. Das Lager ist kein 
Ort der Unterbringung mehr, sondern ein Zentrum der Unter-
drückung, der Drohungen und der psychischen Zermürbung. Die 
Leitung durch unqualifizierte und ethisch fragwürdige Personen 
verschärft die Probleme, die uns täglich belasten. Nachts wer-
den die Lager systematisch verschlossen, um sicherzustellen, 
dass wir bei Polizeirazzien nicht entkommen können. Dass diese 
Praxis auch ohne Polizeieinsätze fortgeführt wird, zeigt, wie ge-
zielt ein Klima der Kontrolle und Unterdrückung geschaffen wird. 
Das Ausschalten der Flurbeleuchtung unterstreicht, dass unsere 
Sicherheit keine Rolle spielt. Selbst bei gesundheitlichen Not-
fällen übernehmen die Mitarbeiter keine Verantwortung, sondern 
spielen sich als Ärzte auf, statt professionelle Hilfe zu holen.

Unsere Privatsphäre wird systematisch verletzt. Mitarbeiter:in-
nen betreten unsere Zimmer ohne Vorwarnung, ohne Klopfen 
und mit eigenen Schlüsseln. Bei kleinsten Konflikten drohen sie 
mit Polizeieinsätzen, Verlegungen in andere Lager oder nega-
tiven Berichten. Ständig erinnern sie uns daran, dass wir uns in 
einem «Abschiebelager» befinden, was den psychischen Druck 
weiter erhöht. Dieser Umgang nutzt unsere ohnehin prekäre 
Lage schamlos aus. Probleme in Gemeinschaftsräumen werden 
ignoriert, beschädigte Gegenstände monatelang nicht repariert 
— doch die Bedürfnisse der Mitarbeitenden sofort erfüllt. Diese 
offensichtliche Doppelmoral zeigt, dass wir nicht als Menschen 
behandelt werden. Besonders schockierend ist, dass humani-
täre Hilfsgüter, die für uns bestimmt sind, zurückgehalten oder 

von Mitarbeitenden selbst genutzt werden. Diskriminierung und 
Vetternwirtschaft sind ebenfalls gravierende Probleme: Einige 
Mitarbeiter:innen gewähren Personen ihrer eigenen Herkunft 
Vorzüge und zeigen gegenüber anderen eine offen diskriminie-
rende Haltung.

Die Mitarbeitenden verschärfen die ohnehin schwierigen Lebens-
bedingungen, indem sie ihre persönlichen Probleme in die Arbeit 
tragen und gezielt psychischen Druck ausüben. Sie sprechen in 
einem herabwürdigenden Ton, der unsere Würde verletzt. Be-
schwerden verhallen ungehört, und die Verantwortung wird stets 
mit dem Verweis auf «kantonale Entscheidungen» abgewälzt. 
Mitarbeiter:innen decken sich gegenseitig bedungingungslos, 
was eine unkontrollierbare Struktur schafft. 

Auch die materiellen Bedingungen sind untragbar. Für über hun-
dert Menschen gibt es nur wenige Toiletten und Bäder, während 
die Mitarbeiter:innen separate Toiletten, Küchen und Ruheberei-
che nutzen – ein klarer Beweis für die ungerechte Behandlung. 
Die finanzielle Unterstützung, die wir erhalten, ist völlig unzurei-
chend. Selbst diese wird uns nur gegen unsere Unterschrift, mit 
strengen Fristen und willkürlichen Regeln gewährt. Schon eine 
minimale Verspätung von wenigen Minuten führt dazu, dass diese 
Grundversorgung gestrichen wird und die Menschen bestraft 
werden. 

Was hier geschieht, ist keine Nachlässigkeit, sondern ein sys-
tematisches Vorgehen. Es zielt darauf ab, uns einzuschüchtern, 
zum Schweigen zu bringen und uns unserer Würde zu berauben. 
Doch wir werden nicht länger schweigen. Unsere Würde ist un-
verhandelbar. Unsere Rechte sind keine Gnade und dürfen uns 
nicht willkürlich entzogen werden. Diese Erklärung ist keine Bitte, 
sondern eine Warnung. Wir werden die Vorgänge genau beob-
achten und sie sowohl national als auch international öffentlich 
machen. Wir werden nicht schweigen. Wir werden nicht zurück-
weichen. Wir kämpfen für Würde und Gerechtigkeit.

— Dilan

Lagerverwaltung ORS
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Liebe Leser:innen, 

Heute möchte ich Ihnen von den unsichtbaren Barrieren erzählen, 
die sich hinter dem glänzenden Bild der Schweiz verbergen, das 
als «Schaufenster der Zivilisation» gilt. Es ist ein tragikomischer, 
zugleich ehrenhafter Überlebenskampf um ein Zimmer und einen 
Schlüssel. Willkommen im Labyrinth des Schweizer Asyls.

Wollten Sie nicht ein notariell beglaubigtes Trauma?
Das Staatssekretariat für Migration (SEM) empfängt Sie an der 
Tür mit Versprechungen von «Schutz». Doch sobald Sie einen 
Schritt ins Innere machen, weichen diese Versprechen einer 
kalten bürokratischen Abfertigung. Die erste Frage, die das 
System einer Frau stellt, die vor einem patriarchalen Staat, vor 
Gewalt, vor ihrem Ehemann oder vor familiärem Druck geflohen 
ist, lautet: «Haben Sie drei beglaubigte Kopien eines Dokuments, 
das die Hölle belegt, die Sie durchlebt haben?» Die männliche 
Logik stützt sich nicht auf die Aussage der Frau, sondern auf die 
Härte des Papiers. Wenn das Trauma nicht in diese seelenlosen 
Akten passt, giltst du in den Augen des Systems nicht als Opfer, 
sondern lediglich als «statistischer Fehler». Doch gibt es einen 
grösseren Beweis für das Feuer, das in einer Frau lodert, als wenn 
sie ihre Wurzeln und Erinnerungen zurücklässt und ins Unbe-
kannte flieht?

Von der «heiligen Familie» zur heiligen Bürokratie
Das System agiert nach jener veralteten Sichtweise, die eine Frau 
nur dann ernst nimmt, wenn sie «die Ehefrau eines Mannes» oder 
«Teil der Familie» ist. Frauen, die ihre Familienmitglieder nicht 
anzeigen können, weil sie sonst gesellschaftliche Ausgrenzung 
riskieren, stuft das SEM als «unglaubwürdig» ein. Selbst wenn sie 
Beweise für erlittene Gewalt vorlegen, erhalten sie ohne sorg-
fältige Prüfung ihrer Akten einen negativen Asylentscheid und 
werden in die Ungewissheit gestossen. Der Weg führt vom Eltern-
haus ins Haus des Ehemanns und von dort in die kalte Bürokratie 
des Staates – ein System, das Frauen keinen Raum zum Atmen 
lässt. 

Ein Zimmer, ein Schlüssel und ein riesiges Verbot
Diese Lager, in denen man aus purer Verzweiflung Zuflucht sucht, 
sind in Wirklichkeit eine Krise der Privatsphäre. Das männliche Sys-
tem gönnt der Frau nicht einmal einen Quadratmeter freien Raum 
auf dieser Welt, in dem sie atmen kann — nicht einmal ein Zimmer 
und den Schlüssel dazu dürfen wir haben. Dass zehn Frauen ge-
zwungen werden, in einem einzigen Raum ohne verschliessbare 
Türen zu leben, ist keine Unterkunft, sondern schlichtweg eine 
Gefährdung der Sicherheit. Die Flure zu Küche und Bad haben sich 
in einen Tunnel der Angst verwandelt, in denen die ständige Gefahr 
von Belästigung lauert. (Es gäbe noch viel mehr zu erzählen, aber 
beim Schreiben und Erinnern habe ich Schwierigkeiten beim Schlu-
cken und Atmen...) Dabei wissen wir doch: Dieser Schlüssel ist 
nicht nur ein Stück Metall; er ist die einzige Garantie für die Würde 
der Frau und für die Sicherheit ihres winzigen Rückzugsortes.

Von Sakine bis Rosa: Der unendliche Kampf
Dieser Kampf ist mehr als nur eine persönliche Klage; er ist der 
universelle Widerstand von geflüchteten Frauen, die ihre Wurzeln 
mit eigenen Händen durchtrennen und nach einem neuen Himmel 
suchen. Die Kraft unserer Worte schöpfen wir aus dem Erbe derer, 
die nicht in die Knie gingen: aus dem unerschütterlichen Willen 
von Sakine Cansız, die sagte: «Mein Leben war immer ein Kampf», 
und die gegenüber der patriarchalen Unterdrückung keinen Milli-
meter zurückwich. Wir schöpfen Kraft aus dem revolutionären 
Widerstand von Rosa Luxemburg und aus der Stimme der Mira-
bel-Schwestern, die der Diktatur die Stirn geboten haben. Von 
Emmeline Pankhurst bis Malala Yousafzai, von Alexandra Kollontai 
bis Frida Kahlo – jede von ihnen trägt die Fackel der Freiheit. Die 
Erfahrung von Geflüchteten Frauen ist nicht nur eine «Migrations-
geschichte». Sie ist — wie Angela Davis und Bell Hooks betonen — 
ein politischer Existenzkampf, in dem sich Race, Klasse und Ge-
schlecht überschneiden. Wir lehnen die männliche Konstruktion ab, 
wie sie auch schon Simone de Beauvoir und Judith Butler taten. Wir 
sind nicht nur hier, um ein Mitspracherecht zu erlangen, sondern 
um als Subjekte anerkannt zu werden. Denn wir wissen: Das Leben 
keimt im Kampf derer, die nicht in die Knie gehen! Wir werden Wi-
derstand leisten, bis sich diese Tür zur wahren Freiheit öffnet.

— Yasemin

Frauen
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Queere Menschen
Ich stehe heute hier nicht nur als Rednerin,
sondern als jemand, der um seine Existenz kämpfen musste.

Als Geflüchtete.
Als Transfrau.

Ich kam nach Europa, weil ich an Menschenrechte glaubte.
Weil ich an Würde glaubte.
Weil ich an Schutz glaubte.

Doch was ich stattdessen vorfand …
war ein System, das meine Identität in Frage stellte,
meinen Körper kontrollierte
und meine Menschlichkeit ignorierte.

Meine Geschlechtsidentität wurde immer wieder geleugnet.
Obwohl ich eine Frau bin, wurde ich in den Männerbereich einge-
wiesen.

Lassen Sie mich das klarstellen:
Das ist kein Fehler.
Das ist Gewalt.

Das passiert, wenn Systeme entscheiden,
wer Sicherheit verdient …
und wer nicht.

Ich musste argumentieren.
Ich musste Widerstand leisten.
Ich musste kämpfen.

Und erst nach all dem
erhielt ich Zugang zu einem sogenannten «Regenbogenraum».

Aber hört gut zu:
Ich habe nicht um eine Sonderbehandlung gebeten.
Ich habe das eingefordert, was mir bereits zustand.
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Ich stehe heute nicht hier, um eine angenehme Geschichte zu 
erzählen.

Ich bin hier, um eine Wahrheit aufzudecken:
Ein System, das Menschen zwingt, um ihre eigene Identität zu 
kämpfen,
ist ein System, das versagt.

Ich bin nicht allein.
Es gibt viele wie mich.

Geflüchtete.
Queere Menschen.
Trans Menschen.

Menschen, die gezwungen sind, immer wieder zu beweisen,
dass sie es verdienen, zu existieren.

Wir verlangen keine Privilegien.
Wir verlangen keine Ausnahmen.

Wir fordern Würde.
Wir fordern Sicherheit.
Wir fordern Anerkennung.

Und bis der Tag kommt,
an dem niemand mehr kämpfen muss, um so zu sein, wie er ist –

werden wir weiter sprechen.
werden wir weiter Widerstand leisten.
werden wir weiter existieren.

Danke.

— Havin
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Bei den Sicherheitskontrollen wurde meine Identität  
erneut ignoriert.
Mein Körper wurde zu etwas, über das andere entscheiden  
konnten.

Wer gerade verfügbar war, versuchte, mich zu durchsuchen.
Nicht der, der es sollte. Nicht der, der dafür geeignet war.

Das ist kein Verfahren.
Das ist Demütigung.

In meinem eigenen Zimmer wurde meine Privatsphäre nicht res-
pektiert.
Selbst wenn meine Tür verschlossen war, konnte sie geöffnet 
werden.

Selbst wenn ich sagte «Nicht hereinkommen»,
kamen sie herein.

Das ist keine Fürsorge.
Das ist Kontrolle.

Und dann sind da noch die Zäune.
Metallzäune, die das Lager umgeben.

Sie sagen, es sei zu unserem Schutz.
Sie sagen, es sei, um Schaden zu verhindern.

Aber seien wir ehrlich:
Zäune schützen keine Menschen.

Sie isolieren.
Sie bringen uns zum Schweigen.
Sie entmenschlichen.
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Wir sind Familien, die in der Schweiz in Geflüchtetenlagern um ihr 
Überleben kämpfen. Folgendes schreiben wir für die Schwächs-
ten — für unsere Kinder und Babys, deren Stimmen so oft un-
gehört bleiben. Hiermit rufen wir alle dazu auf: Hört auf unsere 
Kinder und seid die Stimme, die sie nicht haben.

Die Lebensbedingungen in den Lagern verhindern die gesunde 
Entwicklung unserer Kinder. Familien leben auf engstem Raum, 
manchmal müssen sie sogar mit weiteren Familien ein Zimmer 
teilen. Küche, Toilette und Bad nutzen alle gemeinsam. Den 
Kindern fehlt ein eigener Rückzugsort. In überfüllten Räumen 
können sie ihre Energie nicht abbauen. Das macht sie ange-
spannt, wütend oder verschlossen. Wir Eltern sind Geflüchtete, 
unsere Kinder nicht. Ein Kind bleibt ein Kind – überall und unter 
allen Umständen, unabhängig vom Aufenthaltsstatus der Eltern. 
Unsere Kinder sollten nicht länger davon träumen müssen, ein 
eigenes Zimmer oder einen Spielplatz zu haben.

Unsere wirtschaftliche Not erschwert es, selbst die Grundbe-
dürfnisse der Kinder zu decken. Das belastet uns Eltern zutiefst. 
Hinzu kommen gravierende Hygieneprobleme in den Gemein-
schaftsräumen. Sie gefährden die Gesundheit unserer Kinder 
und lassen sie grundlegende Hygienegewohnheiten verlieren. Wir 
versuchen, ihnen Privatsphäre und persönliche Grenzen beizu-
bringen. Doch wie soll das gelingen, wenn alle in einem Raum 
leben, ja sogar mehrere Familien denselben teilen? Die Lebens-
umstände in den Lagern macht eine angemessene Erziehung 
nahezu unmöglich.

Die regelmässigen Polizeirazzien mit massivem Gewalteinsatz, 
spielen sich vor den Augen unserer Kinder ab — die dadurch 
Ängste und bleibende Traumatas entwickeln. Unsere Kinder 
müssen mit ansehen, wie ihre engen Freund:innen von der Polizei 
ausgeschafft werden. Auch wenn die Kleinkinder die Situation 
nicht begreifen können, hinterlässt dieser systematische Verlust 
von Freund:innen tiefe Wunden in ihrer Seele. Babys leiden unter 
diesen Bedingungen mindestens ebenso sehr.

Die Kinder spiele in den Fluren, weil Spielplätze fehlen. Der Lärm 
stört den Schlaf der Kleinsten. Überfüllte Gemeinschaftsräume 
erschweren es Müttern, die Bedürfnisse ihrer Babys zu erfüllen. 
Mangelnde Hygiene und Enge führen zu häufigen Infektionen. 
Noch schlimmer: Bei Unfällen oder Krankheiten fehlt oft medizi-
nische Versorgung. Krankenwagen werden nicht gerufen, statt-
dessen gibt es nur unzureichende Hilfe. Das gefährdet das Leben 
unserer Kinder. 

Auch bei der Bildung gibt es schwerwiegende Missstände. Statt 
unsere Kinder in reguläre Schulklassen zu schicken, werden sie 
unter dem Deckmantel der «Integration» mit Kindern dersel-
ben Sprache und ähnlichem Hintergrund unterrichtet. Statt die 
Integration zu fördern, erschweren die Behörden die Anpassung 
unserer Kinder an die hiesige Gesellschaft. Diese Bedingungen 
schaden der körperlichen, psychischen und sozialen Entwicklung 
unserer Kinder.

Kinder haben ein Recht auf einen angemessenen Lebensstan-
dard, Gesundheit, Bildung und Schutz. So garantiert es auch die 
UN-Kinderrechtskonvention. Das Wohl des Kindes muss immer 
Vorrang haben und kein Kind darf wegen seines Aufenthaltssta-
tus diskriminiert werden. Die Unterbringung in den Geflüchteten-
lagern gefährdet die körperliche und psychische Entwicklung der 
Kinder. Damit verstösst die Schweiz gegen ihre Verpflichtungen. 
Die Verbesserung dieser Zustände ist damit nicht nur eine huma-
nitäre, sondern auch eine völkerrechtliche Verpflichtung. 

Ich spreche für alle Kinder, die unter diesen Bedingungen leiden: 
Um ihre Zukunft zu schützen, müssen die Lebensbedingungen 
sofort verbessert, Kinderrechte gewahrt und menschenwürdige 
Verhältnisse geschaffen werden. Das ist nicht nur unsere Verant-
wortung, sondern die der gesamten Menschheit. Schweigen Sie 
nicht. Diese Kinder sind unsere gemeinsame Zukunft.

— Bahar

Kinder und Babys
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Jugendliche

Wir Jugendlichen, die in der Schweiz im Asylverfahren mit unse-
ren Familien in Lagern leben müssen, erheben heute unsere 
Stimme. Wir wollen die unmenschlichen Zustände, denen wir 
ausgesetzt sind, öffentlich machen. Was wir erleben, ist kein 
«Asylprozess», sondern eine systematische Verletzung unserer 
Rechte. Unser Recht auf Bildung wird uns verweigert: Obwohl wir 
eine normale Schulbildung erhalten sollten, steckt man uns unter 
dem Vorwand der Integration in Klassen mit deutlich jüngeren 
Kindern. Uns wird die Möglichkeit genommen, den Beruf zu 
wählen, den wir später ausüben möchten. Selbst wenn wir einen 
unbezahlten Praktikumsplatz finden oder ein Arbeitgeber uns ein-
stellen will, blockieren die Behörden. Sie lassen es nicht zu. Das 
zerstört die Zukunft junger Menschen.

Noch schlimmer: Jugendliche, die jahrelang ein normales Le-
ben geführt, die Schule besucht und Freundschaften aufgebaut 
haben, werden mit ihren Familien in Lager abgeschoben. Über 
Nacht verlieren sie alles – ihre Ausbildung, ihre Freunde, ihr Le-
ben. Niemand kümmert sich darum. Die Unterbringung verletzt 
die Menschenwürde. Teenager müssen mit Eltern und Geschwis-
tern in einem einzigen Raum leben. In manchen Fällen teilen sich 
sogar zwei fremde Familien denselben Raum. Wir haben keine 
Privatsphäre. Selbst grundlegende Bedürfnisse wie Umziehen 
oder Körperpflege werden dadurch zur Qual. Das ist kein Leben, 
sondern eine klare Verletzung unserer Würde. 

Die materiellen Bedingungen liegen unterhalb der Existenzgren-
ze. Eine siebenköpfige Familie erhält täglich nur 53 Schweizer 
Franken. Dieser Betrag reicht in der Schweiz nicht einmal aus, um 
den Grundbedarf an Lebensmitteln zu decken. In dieser Notlage 
erleben die Jugendlichen in ihrem sozialen Umfeld einen tiefen 
Verlust an Selbstvertrauen. Die Folge dieser Bedingungen ist 
offensichtlich: psychische Zerrüttung, sozialer Zusammenbruch 
und Hoffnungslosigkeit. Die Jugendlichen haben das Gefühl, ihre 
Zukunft verloren zu haben. Ihnen wurden ihre Träume genommen, 
alle Wege versperrt, und so geraten sie in tiefe Hoffnungslosig-
keit. Diese Situation zerreisst nicht nur den Einzelnen, sondern 

auch die Familien. Die Bedingungen im Lager verschärfen die 
Konflikte innerhalb der Familien und machen das ohnehin schon 
schwierige Leben noch unerträglicher. 

Eine weitere Schande: Manche Jugendliche, die am Online-
Unterricht teilnehmen müssen, meiden ihn, weil sie nicht wollen, 
dass jemand ihre Lebensumstände sieht. Die Zustände in den 
Lagern sind so beschämend, dass wir sie verstecken. Wir fragen 
Sie: Wer von Ihnen würde akzeptieren, dass sein Kind im Teen-
ageralter mit fremden Menschen in einem Zimmer leben muss? 
Wer würde hinnehmen, dass die ganze Familie in einem einzigen 
Raum zusammengepfercht wird, ohne Privatsphäre? Wer würde 
schweigen, wenn seinem Kind das Recht auf Bildung, die Freiheit 
der Berufswahl und die Zukunft genommen werden? Wer kann 
die verlorenen Jahre zurückgeben? Wer kann die Tränen unserer 
Kinder ungeschehen machen? 

Für uns ist klar: Diese Zustände sind kein Verwaltungsprob-
lem, sondern ein humanitäres Versagen. Wir appellieren an die 
Schweizer Behörden und das Staatssekretariat für Migration: Wer 
diese Situation ignoriert, macht sich mitschuldig. Es ist inakzep-
tabel, Kindern Bildung zu verweigern, Jugendlichen die Zukunft 
zu rauben und Familien unter menschenunwürdigen Bedingun-
gen leben zu lassen. Wir werden nicht schweigen. Wir werden 
weiter für unsere Rechte kämpfen. Und eines ist sicher: Wer zu 
diesem Unrecht schweigt, trägt Mitverantwortung.

— Dilan
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Gesundheit

Wir sprechen nicht als Vertreter:innen der in der Schweiz leben-
den Migrant:innen, sondern als Betroffene dieses Systems und 
als jene, die sich dagegen wehren. Was im Gesundheits- und 
Asylwesen geschieht, sind keine Einzelfälle, sondern das Ergeb-
nis bewusster politischer Entscheidungen. Migrant:innen, die in 
die Schweiz fliehen, suchen Schutz vor Krieg, Unterdrückung, 
Folter und staatlicher Gewalt. Doch hier stossen sie nicht auf 
Demokratie, sondern auf eine institutionalisierte, migrations-
feindliche Politik, die sie systematisch ausgrenzt und diskrimi-
niert. Diese Politik behandelt Migrant:innen als Menschen zweiter 
Klasse und verweigert ihnen grundlegende Rechte. Der Zugang 
zum Gesundheitssystem, eigentlich ein universelles Recht, wird 
ihnen entzogen. Migrant:innen werden ignoriert, unsichtbar ge-
macht und abgewertet. 

Das Fehlen von Dolmetscher:innen bei Arztbesuchen ist kein 
Versehen, sondern ein gezieltes Mittel der Ausgrenzung. Mig-
rant:innen müssen Gesundheitsleistungen in einer Sprache in An-
spruch nehmen, die sie nicht verstehen, und verlieren so faktisch 
ihr Recht auf medizinische Versorgung. Das ist keine technische 
Panne, sondern eine bewusste politische Behinderung. Der 
Aufenthaltsstatus wird genutzt, um grundlegende Gesundheits-
rechte zu verweigern – ein klarer Ausdruck der Diskriminierung. 
Ein Beispiel: Ein Geflüchteter im Asylverfahren mit N-Status im 
Kanton St. Gallen wurde trotz acht Brüchen im Fuss mit der Be-
gründung «kein Platz» aus dem Spital abgewiesen und musste 
unter menschenunwürdigen Bedingungen leben. Solche Fälle 
sind keine Ausnahmen, sondern zeigen, wie das System funktio-
niert. Es misst den Wert eines Lebens am Aufenthaltsstatus. 

Private Krankenkassen bilden die wirtschaftliche Grundlage 
dieser diskriminierenden Struktur. Um ihre Gewinne und Inter-
essen in diesem System zu schützen, verweigern sie Migrant:in-
nen grundlegende Gesundheitsleistungen. Begleitend zur be-
hördlichen Ausgrenzung von Migrant:innen, verunmöglichen 
die Krankenkassen ihnen den Zugang zum Gesundheitssytem. 
Gesundheit wird so zum Privileg, für das man wirtschaftliche und 

politische Hürden überwinden muss — von einem Grundrecht 
weit entfernt. Besonders dramatisch ist die Lage bei psychologi-
schen Diensten, die Geflüchtete mit schweren Traumata dringend 
benötigen. Überlastete Ärzt:innen und der Mangel an Fachkräf-
ten, die in der Muttersprache arbeiten, machen diese Angebote 
unzugänglich. Statt qualifizierter Betreuung wird vielen Betrof-
fenen eine medikamentöse Behandlung aufgezwungen. Dieser 
Ansatz zielt nicht auf Heilung, sondern auf Kontrolle und Ruhig-
stellung. Migration ist keine Krankheit, sondern eine politische 
Realität. Doch die staatliche Politik und das institutionelle System 
pathologisieren diese Realität und machen die Betroffenen hand-
lungsunfähig. 

Die Lebensbedingungen in den Lagern sind ein sichtbares Bei-
spiel für Diskriminierung und Unmenschlichkeit. Menschen 
müssen in unhygienischen und gesundheitsschädlichen Um-
gebungen leben. Die Reinigung dieser Bereiche wird nicht als 
institutionelle Aufgabe wahrgenommen, sondern den Bewoh-
ner:innen zu niedrigen Löhnen aufgebürdet – eine doppelte Aus-
beutung. Der Zugang zu medizinischer Versorgung in den Lagern 
ist absichtlich eingeschränkt. Arztbesuche sind auf wenige Tage 
begrenzt, in manchen Fällen sogar ganz untersagt. Selbst bei 
Notfällen oder schweren Erkrankungen wird die Einweisung ins 
Krankenhaus verhindert. Das ist keine Nachlässigkeit, sondern 
eine gezielte politische Entscheidung. In der Zahnmedizin werden 
Zahnerhaltende Behandlungen systematisch verweigert. Statt-
dessen wird die Zahnentfernung als billigste und zugleich schäd-
lichste Methode bevorzugt. Hier stehen nicht die Gesundheit, 
sondern Kosten im Vordergrund – zu Lasten der Lebensqualität. 

Die Schweizer Praxis im Bereich Migration und Asyl ist mehr 
als eine administrative Entscheidung. Sie verstösst klar gegen 
internationale Verpflichtungen, die das Land eingegangen ist. Die 
Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 und die Erweiterung von 
1967 schreiben vor, dass Geflüchtete nicht willkürlich, diskrimi-
nierend oder ausgrenzend behandelt werden dürfen. Diese Ver-
träge garantieren ihnen menschenwürdige Lebensbedingungen 
und Grundrechte. Auch das Recht auf Leben, das Folterverbot 
und der Grundsatz eines fairen Verfahrens, verankert in der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte und der Europäischen 
Menschenrechtskonvention, gelten uneingeschränkt – unabhän-
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gig vom Status. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) betont 
zudem das universelle Recht auf Gesundheit, das Migrant:in-
nen unabhängig von Staatsangehörigkeit oder Status zusteht. 
Sprachbarrieren, der Ausschluss von Gesundheitsleistungen und 
administrative Hürden verletzen diese Standards. 

Die Praktiken des Staatssekretariats für Migration (SEM) und 
der kantonalen Behörden sind keine Verwaltungsfehler, sondern 
systematische Menschenrechtsverletzungen. Sie widersprechen 
den verbindlichen Normen des Völkerrechts. Dieses System 
macht Migrant:innen unsichtbar, wertlos und kontrollierbar. Es 
verteilt das Recht auf Gesundheit nach Status, Identität und 
wirtschaftlicher Lage. Was hier geschieht, ist nicht individuell, 
sondern politisch.

— Ceren
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Dilan 

Ich bin keine Aktennummer. Ich bin eine Mutter. Zusammen mit 
meinen fünf Kindern bin ich durch Angst und Ungewissheit in die 
Schweiz geflohen. Was wir zurückgelassen haben, war nicht nur 
ein Land; es waren unsere Erinnerungen, unser Gefühl der Sicher-
heit und manchmal auch unser Recht zu atmen. Auf dem Weg 
gab es Momente, in denen wir dem Tod ins Auge sahen, aber wir 
trugen eine Hoffnung in uns: die Hoffnung, einen Ort zu finden, an 
dem wir sicher sein können.

Als wir hier ankamen, dachte ich, alles würde fair sein. Doch 
mit der Zeit wurde mir klar, dass auch das Warten eine Prüfung 
war. Aus Monaten wurden Jahre. In einem einzigen Zimmer, mit 
fünf Kindern, lernten wir, unsere Ängste zu unterdrücken. Jeden 
Abend, wenn ich Schritte im Flur höre, schlägt mein Herz schnel-
ler, und ich halte die Hand meiner neben mir schlafenden Tochter 
fester. Denn die grösste Angst einer Mutter ist es, ihre Kinder 
nicht beschützen zu können. 

Ich möchte, dass meine Kinder nicht in Angst, sondern in Frieden 
schlafen. Ich möchte leben, ohne bei Türgeräuschen zusammen-
zuzucken, ohne morgens voller Sorge aufzuwachen. Ich möchte 
ihnen einfach «Gute Nacht» sagen und ihre Zimmer verlassen 
und morgens lächelnd aufwachen. Ist das zu viel verlangt? Seit 
vier Jahren befinde ich mich in einer Wartezeit. Wir wurden von 
Ort zu Ort getrieben — nicht mit gepackten Koffern, sondern mit 
unserem Leben, das in schwarze Plastiktüten gezwängt wurde. 
Doch trotz alledem steht in mir noch immer etwas aufrecht: die 
Hoffnung. Denn ich bin nicht nur eine Geflüchtete. Ich bin eine 
Frau. Ich bin eine Mutter. Und für meine Kinder, für das Recht auf 
ein menschenwürdiges Leben, werde ich bis zum Schluss stark 
bleiben. 

Rabia

Ich bin nicht nur als Geflüchtete hier, sondern als erschöpfte 
alleinerziehende Mutter. Seit zweieinhalb Jahren kämpfe ich mit 
meinem Kind ums Überleben kämpft. Was wir erleben, sind keine 
blossen Statistiken, sondern die Missachtung der Menschenwür-
de. 

Sicherheit oder Vertreibung?
In zwei Jahren wurden wir ganze sechs Mal verlegt. In jenen hilf-
losen Momenten, in denen ich an den Rollstuhl gefesselt war, 
verbrachte ich die Nächte in Angst. Angst vor denen, die gewalt-
sam in mein Zimmer eindringen wollten. Als ich mich beschwerte, 
wurde mir mit «Vertreibung» gedroht, statt Hilfe zu leisten. Wir 
wurden ausgeliefert — dem Geruch toter Tiere, der hinter diesen 
Mauern steckt und der Atemlosigkeit, die damit kommt.

Die gestohlene Stimme meines Kindes
Den höchsten Preis bezahlte mein kleines Kind. Mein Sohn, der 
immer wieder Polizeirazzien und Gewalt erleben musste, spricht 
nicht mehr. Als er mit einem schweren Trauma und einer Lungen-
entzündung im Krankenhaus lag, wurden wir nur als Aktenzeichen 
betrachtet. Jedes verspätete Eingreifen ist ein Stück Zukunft, das 
ihm geraubt wurde.

Haben wir kein Recht zu atmen?
Als alleinerziehende Mutter frage ich: Wann ist für mich Feier-
abend? Ich habe niemanden, an den ich mich klammern kann. 
Keine einzige Sekunde, in der ich mein Kind in Obhut geben 
könnte, um kurz durchzuatmen. Ich bin rund um die Uhr Beschüt-
zerin, Betreuerin und gleichzeitig Sündenbock. Haben wir als 
Menschen, als Mütter, nicht das Recht, unsere Seele zur Ruhe 
kommen zu lassen? 

Aufgeschobene Gerechtigkeit ist keine Gerechtigkeit
Bitte hört uns endlich an. Das ist nicht nur mein Schrei. Es ist der 
Schrei eines Kindes, das in Schweigen versunken ist, und einer 
Mutter, die allein gelassen wurde. — Yasemin
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Ceren

2016 war ich Studentin an einer Universität. Als Kurdin hatte ich 
früh begriffen, was meine Identität bedeutet. Der Campus war für 
mich mehr als ein Ort des Lernens – er bot Raum, um Identität, 
Sprache und Gedanken frei auszudrücken. Doch als sich die poli-
tische Lage im Land verschärfte, wurden auch diese Freiräume 
enger. Für junge Kurd:innen war schon das blosse Dasein oft ein 
politisches Statement. Eines Morgens wurde ich festgenommen. 
Der Vorwurf: «Mitgliedschaft in einer Organisation». Diese Ankla-
ge traf nicht nur mich persönlich, sondern spiegelte die politische 
Unterdrückung wider, die sich gegen die kurdische Identität und 
die kurdische Gemeinschaft richtete. 

Ich verbrachte sechs Monate im Gefängnis. Dort erlebte ich, 
wie dehnbar das Recht sein kann und wie schnell Menschen mit 
kurdischer Identität zur Zielscheibe werden. Nach meiner Frei-
lassung versuchte ich, mein Leben neu zu ordnen. Doch 2019 be-
gann ein weiteres Verfahren gegen mich – aus denselben Grün-
den. Es zeigte, dass die Vergangenheit nicht vergeht, sondern bei 
Bedarf wieder hervorgeholt wird. Die Vorwürfe, die mit meiner 
kurdischen Identität verknüpft waren, blieben ein ständiger Druck 
auf mein Leben. Schliesslich blieb mir keine Wahl: Ich musste 
mein Land verlassen und stellte in der Schweiz einen Asylantrag. 

Ich hoffte, dass meine Geschichte hier nicht nur als persönliches 
Schicksal, sondern im grösseren politischen und gesellschaft-
lichen Zusammenhang verstanden würde. Doch auch in der 
Schweiz verlief der Prozess anders, als ich erwartet hatte. Die Zeit 
in den Asylunterkünften war geprägt von Unsicherheit und Ent-
behrungen. Die Bedingungen waren oft kaum menschenwürdig. 
Da wir kein Kind hatten, erkannte man uns nicht als Familie an 
und brachte uns an verschiedenen Orten unter. Diese Trennung 
verstärkte das Gefühl von Einsamkeit und Zerrissenheit. Später 
bekamen wir eine Tochter. Ihre Geburt schenkte uns Hoffnung, 
doch sie vergrösserte auch die Ungewissheit. Nun ging es nicht 
mehr nur um unser Leben, sondern um ihre Zukunft. 

Die Antwort auf unseren Antrag lautete schliesslich, meine Erfah-
rungen seien nicht ausreichend, da die Türkei als «sicheres Land» 
gelte. «Wir können Ihre vergangenen Leiden nicht wiedergutma-
chen», hiess es. Diese Worte machten die Kluft zwischen persön-
lichem Erleben und bürokratischen Definitionen schmerzhaft 
deutlich. Heute lebe ich zwischen zwei Realitäten: meiner Erfah-
rung als Kurdin und einem System, das diese Erfahrung in starre 
Kategorien presst. Die Spannung zwischen der Definition eines 
«sicheren Landes» und individuellen Schicksalen ist grösser denn 
je. Es geht nicht nur um meine Geschichte, sondern um die Frage, 
welche Zukunft meine Tochter haben wird. 

Deshalb erzähle ich. Manche Geschichten tragen Wahrheiten, die 
über offizielle Definitionen hinausreichen. Solange diese Wahr-
heiten nicht gehört werden, bleiben nicht nur die Betroffenen, 
sondern auch die Zukunft ungewiss. Mein Exil ist mehr als die Su-
che nach einem Aufenthaltsrecht oder einem sicheren Leben. Es 
ist eine Erzählung über Identität und Zugehörigkeit, die politisiert 
und kriminalisiert werden – eine Erfahrung, welche die kurdische 
Gemeinschaft seit jeher prägt. Im Exil geht es nicht nur um die 
Frage «Wo werde ich leben?», sondern darum, wie Identität defi-
niert wird, warum Kurd:innen unter Generalverdacht stehen und 
welche Zugehörigkeiten systematisch infrage gestellt werden. 

Meine Geschichte ist kein Einzelfall. Sie spiegelt die Realität einer 
Gemeinschaft wider, die durch ihre Identität immer wieder neu 
positioniert wird. Die Erfahrungen in diesem Prozess zeigen nicht 
nur die Mechanismen des Migrationsregimes, sondern auch, wie 
Staaten Identität und Zugehörigkeit kontrollieren.
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Forderungen

●	 Das Staatssekretariat für Migration (SEM) 
muss Asylverfahren individuell, unparteiisch 
und gründlich prüfen. Die Entscheidungen dür-
fen nicht auf vorgefertigten Textbausteinen ba-
sieren, sondern müssen die spezifischen Um-
stände jedes Falls berücksichtigen. Willkürliche 
Entscheide und automatische Ablehnungen 
sind zu beenden. Verwaltungsentscheidungen 
mit irreversiblen Folgen für Leben und Würde 
müssen völkerrechtskonform überarbeitet wer-
den. 
●	 Menschenwürdige Lebensbedingungen sind 
unverzüglich sicherzustellen. Die Lagerverwal-
tung muss unabhängig, transparent und in ihrer 
Arbeit überwacht werden. Verantwortliche für 
Missstände sind zur Rechenschaft zu ziehen. 
●	 Eingriffe in die Privatsphäre der Geflüchteten 
in Lagern müssen aufhören. Die Diskriminie-
rung und der psychischer Druck gegen die Ge-
flüchteten muss sofort ein Ende finden. 
●	 Hilfsleistungen müssen fair, transparent und 
nachvollziehbar verteilt werden. Unabhängige 
Beschwerde- und Antragsmechanismen sind 
einzurichten. 

Für Frauen 
●	 Erfahrungen von geflüchteten Frauen müssen 
ernst genommen werden. Traumata und Gewalt 
dürfen nicht allein anhand von Dokumenten be-
wertet werden. Automatische Ablehnungen sind 
zu unterlassen. 
●	 Frauen brauchen sichere Unterkünfte, die ihre 
Privatsphäre schützen. Schutzmechanismen ge-
gen Belästigung und Sicherheit stiftende Struk-
turen in Kollektivunterkünften sind einzurichten. 
●	 Frauen haben ein Recht auf ein selbstständi-
ges Leben, unabhängig von familiären Defini-
tionen. Psychologische Unterstützung, Schutz 
nach Gewalterfahrungen und Zugang zu sozialen 
Diensten müssen lückenlos gewährleistet sein. 

Für queere Personen
●	 Die Identität von queeren Personen muss offi-
ziell und praktisch vollständig anerkannt werden. 
Unterbringung und Asylverfahren müssen ge-
schlechtsidentitätsgerecht und sicher gestaltet 
sein. 
●	 Diskriminierung, erniedrigende Praktiken und 
willkürliche Eingriffe in Lagern und Verwaltungs-
prozessen sind zu beenden. Privatsphäre und 
körperliche Unversehrtheit müssen geschützt 
werden.
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Für Jugendliche 
●	 Das Recht auf Bildung muss uneinge-
schränkt und gleichberechtigt gewährleistet 
sein. 
●	 Der Zugang zu Berufsausbildung und Arbeit 
darf nicht behindert werden. 
●	 Jugendliche müssen menschenwürdig unter-
gebracht werden. Ihre psychologischen und 
sozialen Bedürfnisse sind zu berücksichtigen. 

Für Kinder und Babys
●	 Kinder in Geflüchtetenlagern brauchen so-
fort menschenwürdige, sichere und gesunde 
Lebensbedingungen. Überbelegung, Einzel-
zimmer für eine ganze Familie und mit Fremden 
geteilte Räume sind abzuschaffen. 
●	 Kinder benötigen Privatsphäre, Spielmög-
lichkeiten und individuelle Lebensräume, die 
ihre körperliche und psychische Entwicklung 
fördern. Hygiene- und Gesundheitsstandards 
müssen internationalen Kinderrechtsnormen 
entsprechen. 
●	 Der Zugang zu Bildung, Gesundheit und 
Schutz muss ununterbrochen und gleichbe-
rechtigt gewährleistet sein. Sogenannte Si-
cherheitsmassnahmen in den Lagern dürfen 
keine traumatischen Erlebnisse verursachen. 

Recht auf Gesundheit 
●	 Gesundheitsversorgung muss für alle zu-
gänglich, diskriminierungsfrei und gleich sein. 
●	 Kostenlose Dolmetscherdienste und mehr-
sprachige Informationen über das Gesund-
heitssystem sind bereitzustellen. 
●	 Psychologische Betreuung und grundle-
gende Gesundheitsleistungen, einschliesslich 
zahnärztlicher Versorgung, müssen umfassend 
verfügbar sein. 
●	 In Unterkünften ist eine regelmässige, hoch-
wertige Gesundheitsversorgung sicherzustel-
len. 
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